Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1715 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bon n r den 26. Januar 1971 

1/4 (IV/1) — 68070- E- Be 14/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 

mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründlingsver- 
trägen der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der Europäischen 
Atomgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (Euratom) des Rates zur Änderung der 
Regelung der Bezüge und der sozialen Sicherheit der Atom- 
anlagenbediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in den Niederlanden dienstlich verwendet 
werden. 

Der Verordnungsentwurf ist mit Schreiben der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften vom 18. Dezember 1970 dem 
Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften 
übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Gerichts- 
hofes der Europäischen Gemeinschaften ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht 
abzusehen. Üblicherweise verzichten bei derartigen Vorlagen 
die Mitgliedstaaten, in denen die Verordnung nicht zur Anwen- 
dung kommt, auf eine eigene Stellungnahme und schließen sich 
der Haltung des betroffenen Staates an. 


Brandt 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 5 ’ 
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Europäische Gemeinschaften 
Der Rat 


Brüssel, den 4. Januar 1971 


Abschrift 


Schreiben: 

vom: 


der Kommission der Europäischen Gemeinschaften, unterzeichnet von dem Kom- 
missionsmitglied Herrn Barre 

18. Dezember 1970 


a n : den Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften, Herrn Walter Scheel 

betrifft: Vorschlag einer Verordnung des Rates zur Änderung der Regelung der Bezüge 

und der sozialen Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in den Niederlanden dienstlich verwendet werden 


Herr Präsident! 

Artikel 13 der Verordnung Nr. 11/65 Euratom des 
Rates bestimmt: 

„Bei Erhöhungen der Bezüge in den wissenschaft- 
lichen oder technischen Tätigkeitsbereichen, die den- 
jenigen der Europäischen Atomgemeinschaft ent- 
sprechen, insbesondere beim Reactor Centrum 
Nederland, wird die Tabelle der Bezüge in dem 
Maße geändert, in dem eine Änderung zugunsten 
des Personals vorgenommen worden ist, das Tätig- 
keiten ausübt, die denen der Europäischen Atom- 
gemeinschaft entsprechen. 

In diesem Fall wird die Änderung auf Vorschlag 
der Kommission vom Rat mit qualifizierter Mehrheit 
gemäß Artikel 118 Absatz 2 Unterabsatz 2 erster 
Fall des Vertrages zur Gründung der Europäischen 
Atomgemeinschaft binnen kürzester Frist be- 
schlossen.“ 

Die Direktion des Reactor Centrum Nederland hat 
zugunsten ihres Personals entsprechend den von 
der Niederländischen Regierung getroffenen Maß- 
nahmen folgendes beschlossen: 

— Für das Jahr 1970 wird eine einmalige Zulage in 
Höhe von 2,78 °/o der Jahresbezüge gewährt; 
diese werden auf folgender Grundlage berechnet: 
Monatsbezüge vom 1. August 1970, einschließlich 
Wohnungsgeld, zuzüglich der Urlaubszulage und ; 
der am 1. April 1970 geltenden monatlichen Zu- | 
läge für unterhaltsberechtigte Kinder, wobei je- j 
doch die Zahl der am 1. August 1970 unterhalts- 
berechtigten Kinder maßgebend ist. Bedienstete, j 
die am 1. August 1970 weniger als sieben Monate | 
beschäftigt waren oder deren Beschäftigungsver- j 


hältnis vor dem 31. Dezember 1970 endet, er- 
halten eine einmalige Zulage, die nach der An- 
zahl der vollendeten Dienstmonate berechnet 
wird; dabei gelten 15 Tage und mehr als voller 
Monat, ein Zeitraum von weniger als 15 Tagen 
bleibt unberücksichtigt. 

— Die im „Algemene Ouderdomswet“ und im „Al- 
gemene Wezenwet“ vorgesehene Beitrags- 
erhöhung mit Wirkung vom 1. Juli 1970 wird zu 
80°/o, höchstens jedoch mit 9,36 hfl. je Monat, 
ausgeglichen. Dieser Ausgleich wird für jeden 
zwischen dem 1. Juli 1970 und dem 31. Dezember 
1970 vollendeten Dienstmonat gewährt. 

— Diese Vergünstigungen - die einmalige Zulage in 
Höhe von 2,78 °/o der Jahresbezüge und der Aus- 
gleich für die Beitragserhöhung AOW/AWW - 
werden mit Wirkung vom 1. Januar 1971 in die 
neue Tabelle der Bezüge einbezogen. 

Es wird vorgeschlagen, die gleichen Maßnahmen 
zugunsten der Atomanlagenbediensteten in Petten 
zu treffen. 

Die Kommission gestattet sich daher, dem Rat 
den beiliegenden Verordnungsentwurf zur Geneh- 
migung vorzuschlagen. Für die Durchführung dieser 
Maßnahme sind jährlich 6500 RE notwendig. Da nur 
Mittel in Höhe von 4500 RE zur Verfügung stehen, 
ist eine Mittelerhöhung um 2000 RE erforderlich. 

Die Kommission würde es sehr begrüßen, wenn 
der Rat so bald wie möglich Beschluß fassen würde. 

Genehmigen Sie, Herr Präsident, den Ausdruck 
meiner ausgezeichnetsten Hochachtung. 

gez. Raymond Barre 
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Vorschlag einer Verordnung (Euratom) des Rates 
zur Änderung der Regelung der Bezüge und der sozialen 
Sicherheit der Atomanlagenbediensteten der Gemeinsamen 
Kernforschungsstelle, die in den Niederlanden dienstlich 
verwendet werden 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf die Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 259/68 des Rates vom 29. Februar 1968 
zur Festlegung des Statuts der Beamten der Euro- 
päischen Gemeinschaften und der Beschäftigungs- 
bedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser 
Gemeinschaften 1 ), insbesondere auf Artikel 4 Ab- 
satz 2 und auf die Artikel 94 und 95, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1 1 /65/Euratom 
des Rates vom 16. März 1965 zur Regelung der Be- 
züge und der sozialen Sicherheit der Atomanlagen- 
bediensteten der Gemeinsamen Kernforschungs- 
stelle, die in den Niederlanden dienstlich verwendet 
werden 2 ), zuletzt geändert durch die Verordnung 
(Euratom) Nr. 966/70 des Rates vom 25. Mai 1 970 3 ) , 
insbesondere auf Artikel 13, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Es obliegt dem Rat, auf Vorschlag der Kommission 
unter Zugrundelegung der örtlichen Gepflogenheiten 
die Bezüge der Atomanlagenbediensteten der Ge- 
meinsamen Kernforschungsstelle für jeden Ort der 
dienstlichen Verwendung festzulegen. 

Die am 1. Januar 1970 eingetretenen Änderungen 
der Bezüge des Personals des Reactor Centrum 
Nederland rechtfertigen eine erneute Anpassung der 
Verordnung Nr. 1 1 /65/Euratom - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung Nr. 11/65/Euratom wird durch 
folgenden Artikel 3 b ergänzt: 

„Artikel 3 b 

Für das Jahr 1970 wird den am 1. August 1970 be- 
schäftigten Atomanlagenbediensteten eine einmalige 


Zulage in Höhe von 2,78 % der Jahresbezüge ge- 
währt; diese werden auf folgender Grundlage er- 
rechnet: Monatsbezüge vom 1. August 1970, ein- 
schließlich Wohnungsgeld, zuzüglich der Urlaubs- 
zulage und der am 1. April 1970 geltenden monat- 
lichen Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder, wo- 
bei jedoch die Zahl der am 1. August 1970 unterhalts- 
berechtigten Kinder maßgebend ist. 

Atomanlagenbedienstete, die weniger als sieben 
Monate beschäftigt waren oder deren Beschäfti- 
gungsverhältnis vor dem 31. Dezember 1970 endet, 
erhalten eine einmalige Zulage, die sich nach der 
Anzahl der vollendeten Dienstmonate richtet; hier- 
bei gelten 15 und mehr Tage als voller Monat, ein 
Zeitraum von weniger als 15 Tagen bleibt unberück- 
sichtigt. " 

Artikel 2 

Die Verordnung Nr. 11/65/Euratom wird durch 
folgenden Artikel 3 c ergänzt: 

„Artikel 3 c 

Die im ,Algemene Ouderdomswet' und im Alge- 
mene Wezenwet‘ vorgesehene Beitragserhöhung mit 
Wirkung vom 1. Juli 1970 wird zu 80% bis zu einem 
Höchstbetrag von 9,36 hfl. je Monat ausgeglichen. 
Dieser Ausgleich wird für jeden zwischen dem 
1. Juli 1970 und dem 31. Dezember 1970 vollendeten 
Dienstmonat gewährt." 

Artikel 3 

Der Anhang der Verordnung Nr. 11/65/Euratom er- 
hält mit Wirkung vom 1. Januar 1970 folgende Neu- 
fassung: 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 56 
vom 4. März 1968, S. 1 

2 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 48 
vom 25. März 1965, S. 722/65 

3 ) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 116 
vom 29. Mai 1970, S. 1 
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Artikel 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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